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HAMBURGISCHES
GESETZ- UND

VERORDNUNGSBLATT
TEIL I

HmbGVBl. Nr. 25 FREITAG, DEN 14. MAI 2004

Tag I n h a l t Seite

§ 1

(1) Der Bebauungsplan Rissen 42 für den Geltungsbereich
– Wülpensand – Flerrentwiete – Wolferskamp – (Bezirk
Altona, Ortsteil 226) wird festgestellt.

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die
ihm beigegebene Begründung werden beim Staatsarchiv zu
kostenfreier Einsicht für jedermann niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:
1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung können beim

örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden

kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke
beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein
Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
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Verordnung
über den Bebauungsplan Rissen 42

Vom 27. April 2004

Auf Grund von § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Bau-
gesetzbuchs in der Fassung vom 27. August 1997 (BGBl. 1997 I
S. 2142, 1998 I S. 137), zuletzt geändert am 23. Juli 2002 (BGBl.
I S. 2850, 2852), in Verbindung mit § 3 Absatz 1 und § 5 Ab-
satz 1 des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung
vom 30. November 1999 (HmbGVBl. S. 271), § 81 Absatz 1
Nummer 6 der Hamburgischen Bauordnung vom 1. Juli 1986
(HmbGVBl. S. 183), zuletzt geändert am 17. November 2002
(HmbGVBl. S. 347, 353), § 6 Absätze 4 und 5 des Hambur-
gischen Naturschutzgesetzes in der Fassung vom 7. August
2001 (HmbGVBl. S. 281), geändert am 17. Dezember 2002
(HmbGVBl. S. 347, 353), § 9 Absatz 4 des Hamburgischen
Abwassergesetzes in der Fassung vom 24. Juli 2001
(HmbGVBl. S. 258, 280), geändert am 17. Dezember 2002
(HmbGVBl. S. 347, 352), sowie § 1 Absatz 2, § 3 Absatz 2, 
§ 4 und § 5 Buchstabe c der Weiterübertragungsverordnung-
Bau vom 28. Juni 2000 (HmbGVBl. S. 134) wird verordnet:
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bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich sind

a) eine Verletzung der in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1
und 2 des Baugesetzbuchs bezeichneten Verfahrens- und
Formvorschriften und 

b) Mängel der Abwägung,

wenn sie nicht in den Fällen des Buchstabens a innerhalb
eines Jahres, in den Fällen des Buchstabens b innerhalb von
sieben Jahren seit dem In-Kraft-Treten des Bebauungsplans
schriftlich gegenüber dem örtlich zuständigen Bezirksamt
geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Ver-
letzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen.

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nach-
stehende Vorschriften:

1. Für festgesetzte Baum-, Strauch- und Heckenpflanzungen
sind standortgerechte, einheimische Laubgehölze zu
verwenden und zu erhalten.

2. Für zu erhaltende Bäume, Sträucher und Hecken sind bei
Abgang Ersatzpflanzungen so vorzunehmen, dass Charak-
ter und Umfang der Gehölzpflanzungen erhalten bleibt.
Außerhalb von öffentlichen Straßenverkehrsflächen sind
Geländeaufhöhungen oder Abgrabungen im Kronen-
bereich dieser Bäume unzulässig.

3. Außenwände von Nebengebäuden sind mit Schling- oder
Kletterpflanzen zu begrünen; je 2 m Wandlänge ist min-
destens eine Pflanze zu verwenden.

4. Auf den privaten Grundstücken sind als Einfriedigungen
nur Hecken zulässig; notwendige Unterbrechungen für
Eingänge und Zufahrten sind zulässig.

5. Dächer von Garagen und Carports sind mit einem min-
destens 8 cm dicken durchwurzelbaren Substrataufbau zu
versehen und extensiv zu begrünen. 

6. Auf den privaten Grundstücksflächen sind Fahr- und
Gehwege sowie Stellplatzanlagen in wasser- und luftdurch-
lässigem Aufbau herzustellen.

7. Zur Erschließung der rückwärtigen Grundstücksteile
sollen gemeinsame Gehwegüberfahrten angelegt werden.

8. Auf der mit „(A)“ bezeichneten Fläche des reinen Wohn-
gebiets darf die festgesetzte Grundfläche der baulichen
Anlagen von 120 m2 für Nutzungen nach § 19 Absatz 4 der
Baunutzungsverordnung in der Fassung vom 23. Januar
1990 (BGBl. I S. 133), zuletzt geändert am 22. April 1993
(BGBl. I S. 466, 479), ohne Anrechnung der Zufahrten bis
zu einer Grundfläche von 160 m2 überschritten werden.

9. Für die eingeschossige Bebauung wird die Dachneigung
auf 40 Grad bis 45 Grad und die Traufhöhe auf 3,5 m über
Gelände begrenzt; Abwalmungen sind unzulässig.

10. Das festgesetzte Leitungsrecht umfasst die Befugnis der
Hamburger Wasserwerke GmbH, unterirdische Leitungen
zu verlegen und zu unterhalten. Nutzungen, welche die
Herstellung und Unterhaltung beeinträchtigen können,
sind unzulässig. 

11. Das Niederschlagswasser ist vor Ort flächig über belebte
Bodenzonen zu versickern. Hiervon sind die direkt
an der Straße Wülpensand bis zur Hausnummer 23, Flur-
stück 1789 der Gemarkung Rissen und die Gebäude an der
Straße Flerrentwiete ausgenommen.

§ 3

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

Hamburg, den 27. April 2004.

Das Bezirksamt Altona
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Einziger Paragraph

(1) Zur Sicherung der Planung wird eine Veränderungs-
sperre für die in der Anlage durch eine schwarze Linie abge-
grenzte Fläche des Bebauungsplan-Entwurfs Bergedorf 94
(Flurstück 6715) im Bereich des Bahnhofs Bergedorf (Bezirk
Bergedorf, Ortsteil 602) vom 15. Mai 2004 bis zum 14. Mai
2006 festgesetzt.

(2) Die Veränderungssperre nach Absatz 1 hat zum Inhalt,
dass

1. Vorhaben im Sinne des § 29 des Baugesetzbuchs nicht
durchgeführt oder bauliche Anlagen nicht beseitigt werden
dürfen;

2. erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veränderungen
von Grundstücken und baulichen Anlagen, deren Verände-

rungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeige-
pflichtig sind, nicht vorgenommen werden dürfen.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Entschädigungsberechtigter kann Entschädigung ver-
langen, wenn die in § 18 Absatz 1 Satz 1 des Baugesetzbuchs
bezeichneten Nachteile eingetreten sind. Er kann die
Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er
die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem Ent-
schädigungspflichtigen beantragt. Das Erlöschen eines
Entschädigungsanspruchs richtet sich nach § 18 Absatz 3
des Baugesetzbuchs.

2. Unbeachtlich sind Mängel der Abwägung, wenn sie nicht
innerhalb von sieben Jahren seit dem In-Kraft-Treten dieser
Verordnung schriftlich gegenüber dem Entschädigungs-
pflichtigen geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt,
der den Mangel begründen soll, ist darzulegen.

Verordnung
über die Veränderungssperre Bergedorf 94

– Flurstück 6715 –
Vom 4. Mai 2004

Auf Grund von § 14 und § 16 Absatz 1 des Baugesetzbuchs
in der Fassung vom 27. August 1997 (BGBl. 1997 I S. 2142,
1998 I S. 137), zuletzt geändert am 23. Juli 2002 (BGBl. I
S. 2850, 2852), in Verbindung mit § 4 des Bauleitplanfest-
stellungsgesetzes in der Fassung vom 30. November 1999
(HmbGVBl. S. 271) wird verordnet:

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 4. Mai 2004.
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§ 1

(1) Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Volksdorf 38 für
den Geltungsbereich östlich der Farmsener Landstraße, nörd-
lich des Meiendorfer Wegs und westlich des Bahndamms
(Bezirk Wandsbek, Ortsteil 525) wird festgestellt:

Das Gebiet wird wie folgt begrenzt:

Farmsener Landstraße – über das Flurstück 7122 (alt: 9),
Nordostgrenze des Flurstücks 7119 (alt: 9), Nordost- und
Südostgrenze des Flurstücks 7121 (alt: 5981), Südostgrenzen
der Flurstücke 7117 und 7116 (alt: 5981) der Gemarkung
Volksdorf – Meiendorfer Weg. 

(2) Das maßgebliche Stück des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplans und die ihm beigegebene Begründung werden beim
Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht für jedermann nieder-
gelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung können beim
örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke
beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden.

2. Wird diese Verordnung nach § 12 Absatz 6 des Baugesetz-
buchs aufgehoben, weil der dem Plan zugrunde liegende
Vorhaben- und Erschließungsplan nicht innerhalb der nach
§ 12 Absatz 1 Satz 1 des Baugesetzbuchs bestimmten Frist
durchgeführt wurde oder der Träger des Vorhabens gewech-
selt hat und Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die
Durchführung des Vorhaben- und Erschließungsplans
innerhalb der genannten Frist gefährdet ist, können keine
Ansprüche geltend gemacht werden. Wird diese Verord-
nung aus anderen als den in Satz 1 genannten Gründen auf-
gehoben, kann unter den in den §§ 39 bis 42 des Baugesetz-
buchs bezeichneten Voraussetzungen Entschädigung ver-
langt werden. Der Entschädigungsberechtigte kann die
Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die
Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem Entschädi-
gungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungsantrag
erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf
des Kalenderjahres, in dem die in den §§ 39 bis 42 des Bau-
gesetzbuchs bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten
sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich sind:

a) Eine Verletzung der in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1
und 2 des Baugesetzbuchs bezeichneten Verfahrens- und
Formvorschriften und

b) Mängel der Abwägung,

wenn sie nicht in den Fällen des Buchstabens a innerhalb
eines Jahres, in den Fällen des Buchstabens b innerhalb von
sieben Jahren seit dem In-Kraft-Treten des vorhabenbezo-
genen Bebauungsplans schriftlich gegenüber dem örtlich
zuständigen Bezirksamt geltend gemacht worden sind; der
Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen
soll, ist darzulegen.

§ 2

Für die Ausführung des vorhabenbezogenen Bebauungs-
plans gelten nachstehende Vorschriften:

1. Auf der Vorhabenfläche sind nur Wohngebäude zulässig.

2. Die den Straßenverkehrsflächen zugewandten Grund-
stückseinfriedungen sind nur als Hecken oder Strauch-
pflanzungen zulässig.

3. Für zu pflanzende Bäume, Sträucher und Hecken sind
standortgerechte einheimische Laubholzarten zu verwen-
den. Großkronige Bäume müssen einen Stammumfang
von mindestens 18 cm, kleinkronige Bäume einen Stamm-
umfang von mindestens 14 cm, jeweils in 1 m Höhe über
dem Erdboden gemessen, aufweisen. Im Kronenbereich
jedes Baumes ist eine offene Vegetationsfläche von min-
destens 12 m² anzulegen und zu begrünen. 

4. Für die zu erhaltenden und anzupflanzenden Gehölze sind
bei Abgang Ersatzpflanzungen vorzunehmen. Außerhalb
von öffentlichen Straßenverkehrsflächen und Flächen
für wasserwirtschaftliche Maßnahmen sind Geländeauf-
höhungen oder Abgrabungen im Bereich der festgesetzten
Bäume und Sträucher unzulässig.

5. Dachflächen von dreigeschossigen Gebäuden mit Aus-
nahme der Dachterrassen sind mit einem mindestens 8 cm
starken durchwurzelbaren Substrataufbau zu versehen
und extensiv zu begrünen.

6. Dächer von Garagen sind mit einem mindestens 15 cm
starken durchwurzelbaren Substrataufbau zu versehen
und zu begrünen.

Verordnung
über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Volksdorf 38

Vom 4. Mai 2004

Auf Grund von § 10 in Verbindung mit § 12 des Baugesetz-
buchs in der Fassung vom 27. August 1997 (BGBl. 1997 I
S. 2142, 1998 I S. 137), zuletzt geändert am 23. Juli 2002 (BGBl.
I S. 2850, 2852), in Verbindung mit § 3 Absatz 1 und § 5 Ab-
satz 1 des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung vom
30. November 1999 (HmbGVBl. S. 271), § 81 Absatz 1 Num-
mer 6 der Hamburgischen Bauordnung vom 1. Juli 1986
(HmbGVBl. S. 183), zuletzt geändert am 17. Dezember 2002
(HmbGVBl. S. 347, 353), § 6 Absätze 4 und 5 des Hambur-
gischen Naturschutzgesetzes in der Fassung vom 7. August
2001 (HmbGVBl. S. 281), geändert am 17. Dezember 2002
(HmbGVBl. S. 347, 353), sowie § 1 Absatz 2, § 3 Absatz 2 und
§ 4 der Weiterübertragungsverordnung-Bau vom 28. Juni 2000
(HmbGVBl. S. 134) wird verordnet:
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7. Die Garagenwände sind mit Schling- oder Kletterpflanzen
zu begrünen; je 2 m Wandlänge ist mindestens eine Pflanze
zu verwenden.

8. Auf den privaten Grundstücksflächen sind Geh- und
Fahrwege sowie ebenerdige Stellplätze in wasser- und
luftdurchlässigem Aufbau herzustellen.

9. Bauliche und technische Maßnahmen, die zu einer dauer-
haften Absenkung des vegetationsverfügbaren Grund-
wasserspiegels beziehungsweise zu Staunässe führen, sind
unzulässig.

10. Auf der Vorhabenfläche sind durch geeignete Grundriss-
gestaltung die Wohn- und Schlafräume den lärmabge-
wandten Gebäudeseiten zuzuordnen. Soweit die Anord-
nung der in Satz 1 genannten Räume an den lärmabge-
wandten Gebäudeseiten nicht möglich ist, muss für diese
Räume ein ausreichender Lärmschutz durch bauliche

Maßnahmen an Außentüren, Fenstern, Außenwänden und
Dächern der Gebäude geschaffen werden.

11. Für Ausgleichsmaßnahmen wird der Vorhabenfläche eine
etwa 5.600 m² große Teilfläche des außerhalb des Plange-
biets liegenden Flurstücks 964 der Gemarkung Lemsahl-
Mellingstedt zugeordnet.

12. Das von den privaten Grundstücksflächen abfließende
Niederschlagswasser ist, soweit es nicht versickert bezie-
hungsweise in Speichereinrichtungen oder Brauchwasser-
anlagen gesammelt wird, in Gräben und Mulden abzu-
leiten, sofern ein offenes Entwässerungssystem vorhanden
ist.

§ 3

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

Hamburg, den 4. Mai 2004.

Das Bezirksamt Wandsbek

Verordnung
über den Bebauungsplan Rahlstedt 117

Vom 4. Mai 2004

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 27. August 1997 (BGBl. 1997 I S. 2142, 1998 I S. 137),
zuletzt geändert am 23. Juli 2002 (BGBl. I S. 2850, 2852), in
Verbindung mit § 3 Absatz 1 und § 5 des Bauleitplanfest-
stellungsgesetzes in der Fassung vom 30. November 1999
(HmbGVBl. S. 271), § 6 Absätze 4 und 5 des Hamburgischen
Naturschutzgesetzes in der Fassung vom 7. August 2001
(HmbGVBl. S. 281), geändert am 17. Dezember 2002
(HmbGVBl. S. 347, 353), sowie § 1 Absatz 2 und § 3 Absatz 2
der Weiterübertragungsverordnung-Bau vom 28. Juni 2000
(HmbGVBl. S. 134) wird verordnet:

§ 1

(1) Der Bebauungsplan Rahlstedt 117 für den Geltungs-
bereich südlich der Meiendorfer Straße und östlich der Straße
Ellerhoorn (Bezirk Wandsbek, Ortsteil 526) wird festgestellt.

Das Gebiet wird wie folgt begrenzt:
Ellerhoorn – Meiendorfer Straße – Nordostgrenze des Flur-
stücks 1227 der Gemarkung Meiendorf – Vinetastraße. 

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die
ihm beigegebene Begründung werden beim Staatsarchiv zu
kostenfreier Einsicht für jedermann niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:
1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung können beim

örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke
beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein
Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich sind

a) eine Verletzung der in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1
und 2 des Baugesetzbuchs bezeichneten Verfahrens- und
Formvorschriften und

b) Mängel der Abwägung,

wenn sie nicht in den Fällen des Buchstabens a innerhalb
eines Jahres, in den Fällen des Buchstabens b innerhalb von
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sieben Jahren seit dem In-Kraft-Treten des Bebauungsplans
schriftlich gegenüber dem örtlich zuständigen Bezirksamt
geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Ver-
letzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen.

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nach-
stehende Vorschriften:

1. Auf der öffentlichen Grünfläche mit der Zweckbestim-
mung Sportanlage ist ein Großspielfeld als Rasenplatz
anzulegen. Innerhalb der überbaubaren Flächen sind nur
Vereinsgebäude mit den für die Nutzung der Sportanlage
notwendigen Räumen zulässig; weitere bauliche Anlagen
des Hochbaus sind unzulässig.

2. Auf der öffentlichen Grünfläche sind Fahr- und Gehwege
sowie Stellplätze in wasser- und luftdurchlässigem Auf-
bau herzustellen.

3. Auf der ebenerdigen Stellplatzanlage ist nach jedem
vierten Stellplatz ein großkroniger Baum zu pflanzen.

4. Der festgesetzte Schutzwall ist zu begrünen. Dabei ist für je
2 m2 eine Pflanze zu verwenden. Es sind 10 vom Hundert
(v. H.) Bäume als Heister mit einer Höhe von mindestens
2 m und 90 v. H. Sträucher zu pflanzen.

5. Für festgesetzte Baum- und Strauchanpflanzungen sind
einheimische, standortgerechte Laubgehölze zu verwen-
den. Großkronige Bäume müssen einen Stammumfang
von mindestens 16 cm, in 1 m Höhe über dem Erdboden
gemessen, aufweisen. Im Kronenbereich jedes Baums ist

eine offene Vegetationsfläche von mindestens 12 m2 anzu-
legen.

6. Fensterlose Fassaden und die Lärmschutzwand sind mit
Schling- oder Kletterpflanzen zu begrünen; je 2 m Wand-
länge ist mindestens eine Pflanze zu verwenden.

7. Die Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung
von Boden, Natur und Landschaft ist als trockene Hoch-
staudenflur anzulegen. Parallel zum Sportplatz ist ein 3 m
breiter Pflanzstreifen mit Wildsträuchern anzulegen. Die
Fläche ist in einem Zeitraum von 5 Jahren zwei- bis drei-
mal jährlich zu mähen und das Mahdgut abzufahren.

8. Die zur Meiendorfer Straße geneigten Dachflächen der
Gebäude sind mit einem mindestens 5 cm starken durch-
wurzelbaren Substrataufbau zu versehen und extensiv zu
begrünen.

9. Für Wallhecken (Knicks) sind bei Abgang Ersatzpflanzun-
gen und Aufsetzarbeiten so durchzuführen, dass der
Charakter und Aufbau eines Knicks erhalten bleibt.
Vorhandene Lücken sind durch Nachpflanzungen zu
schließen. Die festgesetzten Knicks sind im 10- bis 15-
jährigen Turnus fachgerecht auf den Stock zu setzen.

10. Für Ausgleichsmaßnahmen wird der öffentlichen Grün-
fläche mit der Zweckbestimmung Sportanlage eine etwa
8000 m2 große Teilfläche des außerhalb des Plangebiets
liegenden Flurstücks 1424 der Gemarkung Rahlstedt zuge-
ordnet. 

§ 3

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

Hamburg, den 4. Mai 2004.

Das Bezirksamt Wandsbek
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§ 1
„die altonale“

(1) Verkaufsstellen dürfen am Sonntag, dem 20. Juni 2004,
aus Anlass der Veranstaltung „die altonale“ von 12.00 Uhr bis
17.00 Uhr geöffnet sein.

(2) Die Freigabe der Öffnungszeiten nach Absatz 1 wird
gemäß § 14 Absatz 2 des Gesetzes über den Ladenschluss
beschränkt auf das von der Norderelbe und den Straßen Lüde-
mannsweg – Elbchaussee – Hohenzollernring – Daimlerstraße
– Bahrenfelder Steindamm – Bornkampsweg – Leunastraße –
Plöner Straße – Stresemannstraße – Holstenstraße – Peper-
mölenbek – St. Pauli Fischmarkt umgrenzte Gebiet einschließ-
lich der Großen Elbstraße.

§ 2
Schlussvorschrift

Die Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über den
Ladenschluss vom 12. Mai 1998 (HmbGVBl. S. 68), geändert
am 23. September 2003 (HmbGBVl. S. 477), bleibt unberührt.

Hamburg, den 5. Mai 2004.

Das Bezirksamt Altona

Fünfte Verordnung
über die Erweiterung der Verkaufszeiten aus Anlass von Märkten, Messen

und ähnlichen Veranstaltungen des Bezirksamtes Altona
Vom 5. Mai 2004

Auf Grund von § 14 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 des Geset-
zes über den Ladenschluss in der Fassung vom 2. Juni 2003
(BGBl. I S. 745) in Verbindung mit der Weiterübertragungs-
verordnung-Verkaufszeiten vom 11. Juni 2002 (HmbGVBl.
S. 92), geändert am 23. September 2003 (HmbGVBl. S. 477),
wird verordnet:


